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Fachkräftemangel: Personaloffensive für öffentlichen Dienst gefordert 
 
(dbb) Der Fachkräftemangel in Deutschland trifft nicht nur private Unternehmen, sondern 
auch den öffentlichen Sektor: 170.000 Stellen seien unbesetzt oder nicht vorhanden, 

warnte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt in der Westdeutschen Allgemeinen 
Zeitung (Ausgabe vom 17. November 2014). Fachkräfte fehlten derzeit im gesamten öf-

fentlichen Dienst von Bund, Ländern und Kommunen. Alleine bei Städten und Gemeinden 

seien es 142.000. „Es brennt. Wir brauchen eine Personaloffensive, um junge Menschen 
für den öffentlichen Dienst zu begeistern“, forderte der dbb Chef. Auch müsse die Praxis 

enden, bis zu 80 Prozent der Neueingestellten nur mit befristeten Zeitverträgen auszu-
statten. 

 
Als eine der Ursachen für den Fachkräfteman-

gel nannte Dauderstädt den massiven Perso-
nalabbau der vergangenen Jahre. Hinzu kom-

me die aktuell „nicht attraktive Bezahlung“ im 
öffentlichen Dienst. Bewerber entschieden sich 

im Zweifel gegen den Staat. Der dbb Chef: 
„Wenn ein privater Arbeitgeber merkt, dass er 

den begehrten Ingenieur, Arzt oder IT-

Fachmann nicht bekommt, legt er noch einen 
Tausender drauf. Das können Kommunen, 

Sozialversicherung oder das Finanzamt nicht.“ 
 

Die WAZ zitierte aus einer aktuellen Aufstel-

lung des dbb, nach der Staatsaufgaben kaum 
noch oder nicht mehr erfüllt werden können; 

Etwa im Bereich der Lebensmittelkontrolle oder 
der öffentlichen Sicherheit. „Wenn 10.000 Poli-

zisten fehlen darf sich keiner wundern, dass 

Einbruchszahlen steigen und Bürger den 
Schutz des Eigentums notgedrungen selbst in 

die Hand nehmen“, erläuterte Dauderstädt. 
 

Die größte Lücke – 120.000 Stellen – klafft der 
dbb-Aufstellung zufolge bei den Erziehern in 

der Kinderbetreuung. In Schulen fehlen dem-

nach 20.000 Lehrer, meist für Naturwissen-
schaften. Hinzu kommen 5.000 Stellen bei 

Feuerwehren, 6.000 in den Jobcentern, 3.000 
in Jugendämtern und 2.000 bei Fachärzten in 

Gesundheitsämtern. Allein bei den Letztge-

nannten seien noch in den 90er-Jahren doppelt 
so viele Ärzte beschäftigt gewesen. Auch in 

den Finanzämtern herrsche „Land unter“. Die 

Bundeswehr könne 650 Posten für Ingenieure, 
Informatiker und Techniker nicht besetzen. 

 
Der dbb macht seit Jahren auf den Fachkräf-

temangel im öffentlichen Dienst aufmerksam, 
der sich durch die altersbedingten Personalab-

gänge in den kommenden Jahren noch ver-

schärfen wird: Jeder dritte Beschäftigte ist ein 
rentennaher Jahrgang und heute zwischen 50 

und 60 Jahre alt. Das Durchschnittsalter aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter liegt aktuell 

bei 44,6 Jahren. In den kommenden 15 Jahren 

wird es 1,5 Millionen Wechsel in den Ruhe-
stand geben. Erwartet werden im gleichen 

Zeitraum etwa 800.000 Neueinstellungen, was 
einen Fehlbestand von 700.000 freien Stellen 

ergibt – zusätzlich zu den Kräften, die schon 

heute fehlen. 
 

Neben Fachtagungen zum Thema (zuletzt dem 
„dbb Hearing Fachkräftemangel“ am 7. Okto-

ber 2014 in Berlin) und seinem Engagement 
bei der Demografie-Strategie der Bundesregie-

rung hat der gewerkschaftliche Dachverband 

auch selbst die Initiative ergriffen und die 
Nachwuchskampagne „Die Unverzichtbaren“ 

gestartet, die an tausenden Schulen in 
Deutschland sowie im Internet junge Men-

schen für den Arbeitgeber öffentlicher Dienst 

interessieren soll. 
(01/44/14) 

 
 

Vorbereitung der Einkommensrunde 2015: Branchentage fortgesetzt 
 
(dbb) Derzeit wird bei den dbb Branchentagen intensiv die Einkommensrunde 2015 für 
den öffentlichen Dienst der Länder vorbereitet. Am 20. November 2014 trafen sich in 

Recklinghausen Beschäftigte der Feuerwehren und Rettungsdienste und in Düsseldorf der 
Steuerverwaltung, um ihre Erwartungen zu formulieren. 

 
„Die Kolleginnen und Kollegen machen einen 

gefährlichen Job, sie setzen häufig ihr Leben 
für die Bevölkerung aufs Spiel und sind immer 

zur Stelle, wenn Menschen in Not sind. Nicht 

zuletzt deshalb rangieren Feuerwehr und Ret-
tungsdienst in Umfragen immer wieder auf 
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dem ersten Platz der Beliebtheitsskala unter 
den Berufen des öffentlichen Dienstes und im 

Ansehen in der Öffentlichkeit“, sagte dbb-
Tarifvorstand Willi Russ in Recklinghausen. 

„Diese Anerkennung muss sich auch in der 

Bezahlung widerspiegeln.“ Auch der Bundes-
vorsitzende der komba gewerkschaft und stell-

vertretende dbb Bundesvorsitzende Ulrich Sil-
berbach unterstrich, dass die Qualität der Feu-

erwehren und Rettungsdienste im Land mit der 

Qualität des Personals stehe und falle: „Hoch 
motivierte, gut ausgebildete Feuerwehrleute 

und Retter bekommt man nicht für ein Butter-
brot. Aber neben adäquater Bezahlung sind 

auch Karrierechancen und Nachwuchsförde-

rung wichtig für die Zukunft der Berufsfeuer-
wehren.“ 

 
In Düsseldorf zählten die hohe Arbeitsüberlas-

tung und die zunehmende Überregulierung des 
Steuerrechts durch den Gesetzgeber zu den 

am meisten kritisierten und diskutierten The-

men der Finanzfachleute. „Eigentlich müssten 
die Finanzämter ein paar Wochen schließen 

und die Telefone ausstöpseln. Sonst haben die 
Kolleginnen und Kollegen keine faire Chance, 

die Flut an hoch komplexen Selbstanzeigen in 
den Griff zu bekommen“, fasste Karl-Heinz 

Leverkus, stellvertretender Vorsitzender der 

Bundestarifkommission des dbb und Vize-
Vorsitzender der Deutschen Steuergewerk-

schaft (DSTG), die kritischen Meinungsäuße-
rungen aus dem Diskussionsforum zusammen. 

Der Vorsitzende des DSTG-Bezirksverbandes 

Düsseldorf, Marc Kleischmann, ergänzte: 
„Wenn noch Jahre nach der Einführung einer 

Steuerermäßigung für so genannte haushalts-
nahe Dienstleistungen vor dem höchsten deut-

schen Steuergericht darum gestritten wird, ob 

der Winterdienst auf dem Bürgersteig vor dem 
Haus ‚haushaltsnah‘ ist, zeigt das den Irrsinn 

unseres Steuerrechts. Wenn sich die Sachbe-
arbeiter in den Finanzämtern schon Tag für 

Tag mit so etwas herumplagen müssen, wäre 
eine angemessene Bezahlung das Mindeste, 

was man ihnen bieten sollte.“ 

(02/44/14) 

 
 

Gleichstellung: Wildfeuer kritisiert „inakzeptablen Zustand“ in Deutschland 
 
(dbb) „Nach wie vor befindet sich Deutschland auf einem der hinteren Ränge in Europa, 

wenn es um die Gleichstellung der Geschlechter geht. Frauen haben noch nicht die glei-
chen Chancen auf dem Arbeitsmarkt und sind viel häufiger von Altersarmut betroffen. Das 

ist ein inakzeptabler Zustand“, kommentierte die Bundesvorsitzende der dbb bundesfrau-

envertretung, Helene Wildfeuer, am 18. November 2014 in Berlin einen neuen Bericht für 
das Europäische Parlament mit dem Titel „Wirtschaftliche Unabhängigkeit und die Lage 

der Frauen auf dem Arbeitsmarkt der Europäischen Union“. In einem so genannten 
Gleichstellungsindex werden darin verschiedene Faktoren wie zum Beispiel Arbeit, Macht 

und Gesundheit verglichen. Deutschland liegt demnach bei wichtigen Indikatoren deut-
lich unter dem EU-Schnitt. 

 
„Deutschland macht wenig bis gar keine Fort-

schritte beim geschlechtsspezifischen Lohnge-
fälle. Die strukturellen Gründe dafür sind aber 

nicht in Stein gemeißelt, andere europäische 
Staaten sind bereits deutlich weiter“, so Wild-

feuer. Teilweise habe sich das Gefälle zwar 

verringert, weil besonders von Männern domi-
nierte Wirtschaftszweige vom Abschwung be-

troffen waren. „Aber die Verschlechterungen 
für ein Geschlecht als Verbesserung für das 

andere zu verkaufen, ist ein billiger Trick. 
Langfristig muss es um gleich gute Arbeitsbe-

dingungen für alle gehen und nicht um gleich 

schlechte“, machte Wildfeuer deutlich. „Die 
Länder mit einer verbindlichen Geschlechter-

quote stehen im Schnitt besser da. Auch 

Deutschland muss sich noch stärker dafür öff-

nen“, fordert Wildfeuer. 
Das Lohngefälle präge besonders spürbar die 

Rentenansprüche von Frauen. Laut des EU-
Berichts haben Frauen in Deutschland einen im 

Schnitt um 44 Prozent geringeren Anspruch als 

Männer. EU-weit liegt der Rückstand bei 39 
Prozent. Wildfeuer: „Frauen arbeiten in 

Deutschland noch besonders häufig in Teilzeit, 
ein großer Teil von ihnen allerdings unfreiwil-

lig. Die Übergänge von Erziehungszeiten zu-
rück ins Berufsleben und damit zurück auf den 

Karriereweg sind hier besonders holprig. Das 

spüren die Frauen später in ihrer Altersvorsor-
ge.“ Um eine substantielle Veränderung zu 

erreichen, müsse es einen gesellschaftlichen 
Wandel geben. Die Karriere von Frauen dürfe 
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nach einer Familienauszeit keinen irreparablen 
Schaden nehmen: „Trotz anderslautender Be-

teuerungen ist dies leider häufig noch nicht der 
Fall. Wichtig ist, die unterschiedlichen Lebens-

läufe von Frauen und Männern zu berücksich-

tigen und auch Teilzeit in Führungspositionen 
als etwas ganz Normales zu betrachten. Eben-

falls unerlässlich ist eine gute, bezahlbare und 
verlässliche Kinderbetreuung, die es Frauen 

und Männern erlaubt, Familie und Beruf zu 

vereinbaren.“ 
 

Positiv hob Wildfeuer hervor, dass der Bericht 
einen direkten Zusammenhang zwischen  

gewerkschaftlicher Organisation und einem  

geringeren Lohngefälle aufzeige. Dies sei zum 
Beispiel im öffentlichen Dienst mit starken 

Sozialpartnern zu beobachten. „Gewerkschaf-
ten können maßgeblich zu einem verbesserten 

Arbeitsumfeld für alle Arbeitnehmer beitragen. 

Es geht um Ausgleich und faire Behandlung. 
Aber nicht in allen Ländern können Gewerk-

schaften uneingeschränkt ihrer Arbeit nachge-
hen.“ Die EU müsse, zum Beispiel im Rahmen 

des europäischen Semesters, verstärkt auf die 

positive Wirkung starker Sozialpartnerschaften 
hinweisen und entsprechend auf die Mitglied-

staaten einwirken. 
(03/44/14) 

 
 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

BBW diskutiert Wahlaufruf kontra Grün-Rot  
 
(dbb) Die Stimmung zwischen den Beamten in Baden-Württemberg und der Grün-Roten 

Landesregierung wir frostiger. Nachdem die Stuttgarter Nachrichten am 17. November 
2014 die Schlagzeile „Offener Bruch zwischen Beamtenbund und Grün-Rot“ brachten, 

stellte BBW-Chef Volker Stich klar: Bei einer Sitzung des Landeshauptvorstands waren 
tatsächlich Stimmen laut geworden, die einen Aufruf zur Abwahl der Landesregierung 

forderten. Einen Beschluss habe es zwar nicht gegeben, aber die Frage stehe immer noch 

im Raum. 

 
Stich verwies auf die äußerst schlechte Stim-

mung an den Basis: „Nur diese Landesregie-
rung hat die Beamtenschaft des Landes mit 

vier Sparrunden überzogen, keine andere hat 

sich das in den letzten Jahrzehnten getraut. Da 
war die Wertschätzung für uns stets um Klas-

sen besser.“ Die Landesregierung sei zudem 
weiter von ihrer Absicht des Dialogs entfernt 

als jemals zuvor, sagte Stich und verwies da-
rauf, dass der BBW im Sommer vergebens um 

ein Spitzengespräch mit Ministerpräsident 

Kretschmann gebeten habe. „Ich halte diese 
Missachtung für einen einmaligen Vorgang in 

der Geschichte dieses Landes. Eine Landesre-
gierung und ihr Ministerpräsident sind ver-

pflichtet, wenigstens den Dialog mit den bei-

den Spitzengewerkschaften - also dem Beam-
tenbund und dem DGB - zu führen. Wenn der 

Dialog aber verweigert wird, spricht das Bän-

de.“ 
 

Kritisch äußerte sich Stich auch zum Haus-

haltsentwurf 2015/2016. Dort seien nur 1,5 
prozentige Erhöhung der Besoldung und Ver-

sorgung pro Jahr vorgesehen, obwohl es bei 
den maßgeblichen Tarifverhandlungen im 

Frühjahr 2015 aller Voraussicht nach um ein 
deutlich größeres Gehaltsplus gehen werde. Er 

sehe diese Entwicklung mit großer Sorge. Zu-

gleich bekräftigte der BBW-Chef aber auch den 
Kampfeswillen seiner Organisation und pro-

phezeite: „Uns steht eine weitere dramatische 
Sparrunde bevor. Spätestens im Frühjahr 2015 

wird ein heftiger Konflikt aufflammen.“ 

(04/44/14) 

 

 

Beamtinnen und Beamte in Sachsen-Anhalt: Urlaub neu geregelt 
 
(dbb) Die Regierung von Sachsen-Anhalt hat die Neuregelung des Urlaubsrechts für Be-
amtinnen und Beamte des Landes beschlossen. „Wir begrüßen ausdrücklich, dass die 
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Landesregierung nicht nur die höchstrichterliche Rechtsprechung zum Urlaubsrecht um-
gesetzt, sondern auch Regelungen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie ge-

troffen hat“, sagte der Vorsitzende des dbb sachsen-anhalt Wolfgang Ladebeck am  
19. November 2014 in Magdeburg. 

 
„Enttäuscht bin ich, dass die Landesregierung 

die verantwortungsvolle Arbeit der Beamten 
des Feuerwehrtechnischen Dienstes nicht an-

erkannt und ihren Zusatzurlaub für den 24-
Stunden-Schichtdienst gestrichen und dies mit 

der geringen dienstlichen Inanspruchnahme 

begründet hat. In den Großstädten Magde-
burg, Halle und Dessau fahren die Beamten 

täglich nicht nur Feuerwehreinsätze, sondern 
auch Rettungsdienste und Krankentransporte. 

Von einer geringen dienstlichen Inanspruch-
nahme kann also keine Rede sein“, stellte der 

dbb Landeschef klar.  

 
Mit Beginn des Urlaubsjahres 2015 beträgt der 

Erholungsurlaubsanspruch der Beamtinnen und 
Beamten einheitlich 30 Tage im Urlaubsjahr. 

Die Wartezeit bis zum erstmaligen Erholungs-

urlaub ist weggefallen. Krankheitsbedingt bis 
zum 30. September des Folgejahres nicht ge-

nommener Erholungsurlaub verfällt nicht mehr 
– es sei denn, er wird nicht innerhalb weiterer 

sechs Monate angetreten. Beamtinnen und 

Beamte haben einen Anspruch auf Abgeltung 
von Erholungsurlaub, der krankheitsbedingt 

vor Beendigung des Beamtenverhältnisses 
nicht genommen werden konnte.  

 
Zur Förderung der Familienfreundlichkeit sind 

weitere Urlaubstatbestände aufgenommen 

worden, unter anderem: Die Erhöhung des 
Zusatzurlaubs für Schicht- und Nachtdienst; 

Die Inanspruchnahme von halben Sonderur-
laubstagen; Sonderurlaub für die Begleitung 

von Kindern in Rehabilitationsmaßnahmen; 

Sonderurlaub ohne Besoldung zur Inanspruch-

nahme von Pflegezeit. 
 

Sonderurlaub bei Erkrankung eines Kindes wird 
künftig wie im Sozialversicherungsrecht für 

Beschäftigte unter Berücksichtigung der Sys-

temunterschiede gewährt. Das heißt, dass bei 
Erkrankung eines Kindes, dass das zwölfte 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat, Sonderur-
laub mit Besoldung für jedes Kind von bis zu  

acht Arbeitstagen, insgesamt höchstens 19 
Arbeitstagen zu bewilligen ist. Dies gilt auch 

bei der Erkrankung eines behinderten und auf 

Hilfe angewiesenen Kindes. Bei Alleinerziehen-
den sind in diesen Fällen für jedes Kind bis zu 

15 Arbeitstage, insgesamt höchstens 38 Ar-
beitstage im Urlaubsjahr zu bewilligen. 

 

Einen Arbeitstag Sonderurlaub mit Besoldung 
erhalten die Beamtinnen und Beamten zukünf-

tig auch für die Eheschließung oder die Be-
gründung einer Eingetragenen Lebenspartner-

schaft. 

 
Um Beamten im „ständigen Wechselschicht-

dienst“ zusätzliche Möglichkeiten der Erholung 
zu gewähren, wird der Zusatzurlaub in Anleh-

nung an die bundesrechtliche Regelung um 
jeweils zwei Arbeitstage auf bis zu insgesamt 

sechs Arbeitstage erhöht. Beamte im Nacht- 

und Schichtdienst, die das 50. Lebensjahr voll-
endet haben, erhalten zukünftig einen zusätzli-

chen Urlaubstag. 
(05/44/14) 

 

 

dbb berlin warnt vor Privatisierung des Justizwachtmeisterdienstes 
 
(dbb) Der Einsatz privater Dienstleister bei der Eingangskontrolle in Gerichten ist nach 
der Antwort der Senatsverwaltung auf eine Kleine Anfrage im Berliner Parlament nicht als 

„Einstieg“ in die Privatisierung des Justizwachtmeisterdienstes zu verstehen. Für den dbb 
berlin ist das noch kein Grund zur Entwarnung: „Privatisierungen durch die Hintertür sind 

offenbar weiterhin nicht vom Tisch, obwohl sich die Regierungsfraktionen klar gegen wei-
tere Personalverminderungen im Justizvollzug und für den Ersatz altersbedingter Abgän-

ge ausgesprochen haben. Höchste Wachsamkeit ist angesagt“, sagte der Landesvorsit-

zende Frank Becker am 14. November 2014 in Berlin. 

 
Grund für die Skepsis des dbb berlin ist eine 

Antwort der Senatsverwaltung auf die Frage 
nach künftigen Ausgliederungen einzelner Si-

cherungsaufgaben, wie etwa des Pfortendiens-

tes in den Justizvollzugsanstalten: Zwar werde 
„die Privatisierung der Pforten auf Grund der 
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politischen Diskussionen und der von Seiten 
der Beschäftigtenvertretungen geäußerten 

Bedenken nicht weiter verfolgt“; bliebe es je-
doch bei den beschlossenen Einsparvorgaben, 

könne auf Dauer „nicht ausgeschlossen wer-
den, dass entsprechende Betrachtungen wie-

der aufgenommen werden“ müssten. 
(06/44/14) 

 

 

Deutsche Bahn: GDL bietet Selbstbeschränkung und 3-G-Verhandlungen an 
 
(dbb) Die GDL hat im Spitzengespräch am 18. November 2014 mit der Deutschen Bahn 

(DB) und der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) in Köln ihr Angebot zu Tarif-
verhandlungen für das Zugpersonal nach dem „3-G-Prinzip“ wiederholt. Das würde be-

deuten, die DB verhandelt am gleichen Tag und am gleichen Ort sowohl mit der EVG als 
auch mit der GDL. 

 
„4-G“ werde es mit der GDL jedoch nicht ge-

ben: Die EVG verlangte damit schon vor den 
Verhandlungen zwingend gleiche Tarifab-

schlüsse. Wenn es keine Einigung gebe, solle 
das Mehrheitsprinzip innerhalb der Berufs-

gruppe gelten. GDL-Bundesvorsitzender Claus 
Weselsky: „Es ist nicht nur der Eindruck, son-

dern nun herrscht Gewissheit, dass die DB den 

Staffelstab an ihre Hausgewerkschaft überge-
ben hat.“ Während der Arbeitgeber nun end-

lich inhaltliche Tarifverhandlungen zusagt hät-
te, beharre die EVG auf Tarifeinheit. Die GDL 

habe jedoch das Grundrecht, ihre Mitglieder zu 

vertreten, indem sie Tarifverträge schließt. Und 
die GDL-Mitglieder hätten das Grundrecht, von 

ihrer Gewerkschaft vertreten zu werden. Beide 
Grundrechte stünden nicht zur Disposition. 

 
Die GDL habe aber das Ziel, die Situation zwi-

schen den Bahn-Gewerkschaften zu befrieden, 

und deshalb der EVG eine Vereinbarung ange-

boten. Darin erklärt sie nicht nur ihre Bereit-
schaft, die Tarifverhandlungen nach dem „3-G-

Prinzip“ zu führen, sondern auch ihre Selbstbe-
schränkung auf die Eisenbahnverkehrsunter-

nehmen (EVU) der DB. Die GDL wird nach 
dieser Erklärung ihren Organisationsbereich 

dauerhaft auf die EVU beschränken und nicht 

in den Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
tätig werden. Die GDL bietet der EVG also eine 

dauerhafte und verlässliche Beschränkung 
ihrer gewerkschafts- und tarifpolitischen Tätig-

keit ohne Gegenleistung an. 

 
Zugleich bestätigte die GDL den Verhandlungs-

termin am 21. November 2014 in Frankfurt. 
Weselsky: „Es ist an der Zeit, endlich die Ent-

gelt- und Arbeitszeitbedingungen für unser 
Zugpersonal zu verbessern.“ 

(07/44/14) 

 

 

Kindertagesbetreuung: komba begrüßt Pläne für bundesweit einheitliche  
Standards 
 
(dbb) Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und die Fachminister der Länder ha-
ben sich auf einen Prozess zur Entwicklung von einheitlichen Qualitätszielen in der Kin-

dertagesbetreuung geeinigt. Demnach sollen unter anderem in den Bereichen Personal-
schlüssel, pädagogische Arbeitszeit und Leitungszeit, Qualifizierung der Fachkräfte sowie 

Gesundheitsförderung konkrete Qualitätsziele vereinbart werden. Sandra van Heemskerk, 
Vorsitzende des Bundesfachbereichs Sozial- und Erziehungsdienst der komba gewerk-

schaft, begrüßt am 20. November 2014 den längst überfälligen Beschluss: „Endlich ist 

auch bei der Bundespolitik angekommen, welche schwerwiegenden Nachteile der Födera-
lismus mit sich bringt: 16 Bundesländer und 16 unterschiedliche Ausganglagen, Schwer-

punkte und Entwicklungsbedarfe für frühkindliche Bildung. Aber nicht nur Kinder müssen 
gleiche Bildungschancen haben, egal wo sie in Deutschland aufwachsen. Auch den Fach-

kräften in den Kindertageseinrichtungen müssen gleiche Voraussetzungen ermöglicht 

werden, um gute Arbeit leisten zu können. Schließlich begleiten und prägen sie mit ihrem 
täglichen Einsatz ein kostbares Gut unserer Gesellschaft: unsere Kinder.“ 
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Der Bundesfachbereich spricht sich schon seit 

langem für bundesweit einheitliche Standards 
aus und fordert ein Bundes-Kita-Gesetz. „Das 

eine qualitativ hochwertige Kindesbetreuung 

mit einem vernünftigen Personalschlüssel und 
entsprechenden Aus-, Fort- und Weiterbildun-

gen bundesweit einheitlich ermöglicht und 
gesichert werden soll, setzt allerdings auch 

eine nachhaltig ausreichende Finanzierung 

voraus. Der Bund ist in der Pflicht, sich dabei 

verstärkt einzusetzen und diese Aufgabe nicht 

wieder den Ländern und Kommunen zu über-
lassen“, mahnt van Heermskerk. 

Schwesig kündigte an, dass der weitere Quali-

tätsprozess im engen Dialog unter anderem 
auch mit den Gewerkschaften geführt werden 

solle. Van Heemskerk: „Dabei werden wir un-
sere Erfahrungen und Forderungen in den 

fachlichen Diskurs einbringen.“ 

(08/44/14) 

 

 

Hooligan-Demos: DPolG verlangt Stärkung der Bereitschaftspolizei 
 
(dbb) Nach den Demonstrationen der rechten Szene in Köln und Hannover hat Rainer 

Wendt, Bundesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), am 15. Novem-
ber 2014 gefordert, dass die Politik nicht zur Tagesordnung übergehen dürfe. Vielmehr 

müsse jetzt die Innenministerkonferenz für Veranstaltungen mit einem so erheblichen 
Gewaltpotential bundesweite Einsatzstrategien entwickeln, um rechten wie linken Kra-

wallmachern überall in Deutschland klare Grenzen aufzuzeigen. 

 
Wendt: „Solche Einsätze bleiben hoffentlich die 
Ausnahme. Glücklicherweise war dies ein bun-

desligafreies Wochenende. Die Rechtsextre-
misten, die die Hooligan-Szene instrumentali-

sieren wollen, haben eine Schlappe erlitten. Es 

wurde deutlich, dass ‚Hooligans gegen 
Salafisten‘ keine politische Bewegung ist, son-

dern eine Ansammlung von rassistischen 
Schlägern, die vor allem Alkohol brauchen, um 

aktiv zu werden. Nimmt man ihnen den Alko-

hol weg, ist sofort die Luft raus. Aber die Ge-
fährlichkeit der Rechtsextremisten bleibt und 

könnte sogar größer werden.“ 

Die Bundesregierung sei nun in der Pflicht, die 
chronische Unterfinanzierung der Bereit-

schaftspolizei zu beenden. Es sei ein Skandal, 
dass Polizistinnen und Polizisten, die in solche 

gefährlichen Einsätze geschickt werden, „wie-

der einmal die Verlierer der Haushaltsberatun-
gen des Bundestages waren.“ Mehr Wasser-

werfer, Einsatzfahrzeuge in guten Zustand und 
moderne Schutzausstattungen seien nicht in 

allen Ländern selbstverständlich. 

(09/44/14) 

 

 

VBE zu Computer-PISA: Schulen müssen auf die digitale Agenda des Staates 
 
(dbb) „Die Politik muss dringend ihre Verweigerungshaltung aufgeben und das Geld für 

eine zeitgemäße IT-Ausstattung aller Schulen einschließlich der Grundschulen bereitstel-
len“, kommentierte Udo Beckmann, der Bundesvorsitzender des Verbandes Bildung und 

Erziehung (VBE), die Ergebnisse der ICIL-Studie, die am 20. November 2014 vorgestellt 

wurden. „Computer-Kompetenzen lassen sich nun mal nicht mit dem ‚Faustkeil‘ vermit-
teln.“ Schulen gehörten ganz oben auf die digitale Agenda des Staates. Von Appellen, per 

Sponsoring die Schulen mit IT auszustatten, halte der VBE allerdings nichts, stellte Beck-
mann klar. „IT darf nicht zum Einfallstor für eine weitere schleichende Privatisierung des 

öffentlichen Schulwesens werden.“ 

 
Beckmann weiter: „Schulen in Deutschland 

werden von Ländern und Schulträgern mit dem 

Thema IT überwiegend allein gelassen. Die 
bundesweite forsa-Befragung von Lehrkräften 

aller Schulstufen im Auftrag des VBE zeigt: Die 
Ausstattung der Schulen mit Hard- und Soft-

ware ist mittelalterlich. Die digitale Schule wird 

vom Dienstherrn als Privatangelegenheit auf 

die Lehrer abgeschoben.“ Ein knappes Viertel 
der befragten Lehrer habe gar keinen Zugang 

zu einem dienstlichen PC. Über 40 Prozent der 
Befragten hätten keine geschützte Dienst-E-
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Mail-Adresse. Keinen Zugang zu einer ge-
schützten Online-Plattform für Unterricht, 

Hausaufgaben oder Elternkontakte gäben zwei 
Drittel der befragten Lehrer an. Das Vorhan-

densein von Klassensätzen mobiler Geräte 

verneinten neun von zehn Lehrern. 
„Dennoch nutzen neun von zehn Lehrkräften 

digitale Materialien und das Internet für ihren 
Unterricht“, betont Beckmann. „Lehrer machen 

aus den IT-Verhältnissen an ihren Schulen das 

Bestmögliche, um ihren Schülern IT-Bildung so 
gut wie eben möglich zu vermitteln.“ Die 

Kenntnisse dafür müssten sie sich jedoch 
überwiegend privat aneignen, da keine ausrei-

chende Fortbildung angeboten werde. Wer 
Lehrerinnen und Lehrer digitale Verweigerung 

vorwerfe, so Beckmann, möge selbst mit un-

geschützten oder fehlenden E-Mail-Accounts 
an Schulen und langsamem Internet zeigen, 

wie es gehen soll. Auch gebe es kaum einen 
anderen Bereich, in dem Arbeitgeber einfach 

erwarten, private Geräte anzuschaffen und für 

dienstliche Aufgaben zu nutzen. 
(10/44/14) 

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Am 17. November 2014 hat sich der dbb 

mit der Arbeitgeberseite auf die Entgeltent-
wicklung für die Beschäftigten der BT Berlin 

Transport GmbH (BT) und der Berliner Ver-
kehrsbetriebe (BVG) geeinigt. „Mit dem Ergeb-

nis haben die Kolleginnen und Kollegen bereits 

ab 2014 teil an dem guten Geschäftsergebnis 
des Konzerns", so Willi Russ, Fachvorstand 

Tarifpolitik des dbb und Verhandlungsführer. 
Die Einigung umfasst eine Einmalzahlung von 

500 Euro in 2014. Teilzeitbeschäftigte erhalten 

eine anteilige Einmalzahlung. Auszubildende 
erhalten eine Einmalzahlung von 100 Euro. Am 

1. Januar 2015 erhöhen sich die tariflichen 
Entgelte linear um 3 Prozent und gelten für 

das gesamte Jahr 2015. Ab 2016 greifen dann 

die Regelungen des ErgänzungsTV zum TV-N 
Berlin. Die tarifliche Weihnachtszuwendung 

erhöht sich ab dem Jahr 2015 um 100 Euro auf 
1.300 Euro und ab dem Jahr 2016 um weitere 

100 Euro auf dann 1.400 Euro. 
 

Am 1. und 2. Dezember 2014 findet in Hildes-

heim der Landesgewerkschaftstag des NBB 
Niedersächsischer Beamtenbund und 

Tarifunion statt. Die etwa 200 stimmberech-
tigte Vertreterinnen und Vertreter werden un-

ter anderem den Geschäftsbericht über die in 

den vergangenen fünf Jahren geleistete Arbeit 
entgegennehmen, über Satzungsänderungen 

entscheiden, die neue Landesleitung wählen 
und Entschließungen verabschieden. Hautred-

ner der Festveranstaltung ist der niedersächsi-
sche Ministerpräsident Stephan Weil. 

 

Die Tarifverhandlungen mit der AMEOS Kran-
kenhausgesellschaft Niedersachsen haben am 

18. November 2014 begonnen. Hauptanliegen 
des dbb ist die Rückkehr zum Tarifvertrag des 

öffentlichen Dienstes (TVöD), Regelungen zur 

Beschäftigungssicherung über 2016 hinaus 
sowie die Begrenzung der Leiharbeit. 

 
Der 5. Landesvertretertag der Frauenvertre-

tung des Beamtenbund und Tarifunion Sach-

sen (SBB) am 15. November 2014 fand unter 
dem Motto „Starke Stütze Frau - sozial, kom-

petent, engagiert“ statt. Tanja Teich wurde 
zur neuen Vorsitzenden der SBB Frauenvertre-

tung gewählt. Dem neuen Vorstand gehören 

als stellvertretende Vorsitzende Monika Dietz, 
Sabine Marz, Birgitt Noack, Margot Sarink und 

Petra Thie an. 
 

Harald Graf bleibt Vorsitzender des Regional-

verbandes Mitte der DPVKOM. Beim 4. Ge-
werkschaftstag des Regionalverbandes in 

Maintal am 17. November 2014 erhielt der 63-
Jährige, der seit 2009 den Vorsitz innehat, 

mehr als 95 Prozent der abgegebenen Dele-
giertenstimmen. Zu seinen Stellvertretern wur-

den Helmut Johann und Markus Schönfeld 

gewählt. 
 

Derzeit führen die Gewerkschaften DPVKOM, 
komba und DBV Tarifverhandlungen für die 

rund 9.000 inländischen Mitarbeiter der PBC 

Banking Service Gesellschaften statt. Ziel der 
Tarifgemeinschaft ist dabei ein einheitlicher 

Tarifvertrag mit einer einheitlichen Tariftabelle 
für alle Beschäftigten in den Domänen Zah-

lungsverkehr, Kredit, Konto und Call-Center. 
Eine wichtige Thematik ist auch die Verlänge-

rung des tariflichen Kündigungsschutzes über 

den 31.Dezember 2014 hinaus. Die Tarifge-
meinschaft fordert hier eine Verlängerung bis 

zum 31.Dezember 2020. 
(11/44/14) 



 


